9x3   Rundfunkbeitragsbefreiung


Die Grundlage für die Erhebung des Rundfunkbeitrags und für den Beitragseinzug ist der Rundfunkbeitragsstaatsvertrag (RBStV), der als Artikel 1 des 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrags zusammen mit diesem durch Ratifizierung in den jeweiligen Länderparlamenten im Jahr 2011 zu geltendem Landesrecht wurde. Den RBStV sowie viele weitere Informationen zum Rundfunkbeitrag findet man im Internet unter www.rundfunkbeitrag.de.

Für gemeinnützige Einrichtungen für behinderte Menschen, der Jugendhilfe, für Suchtkranke, der Altenhilfe, für Nichtsesshafte und Durchwandererheime sowie für eingetragene gemeinnützige Vereine und Stiftungen gilt eine Deckelung des Rundfunkbeitrags. Pro Betriebsstätte zahlen sie maximal einen Beitrag (17,98 Euro pro Monat), von dem auch alle auf die Einrichtung zugelassenen Kraftfahrzeuge umfasst sind. Wenn in der Betriebsstätte acht oder weniger Personen beschäftigt sind, reduziert sich der Beitrag - wie bei nicht gemeinnützigen Betriebsstätten auch - auf ein Drittel (5,99 Euro pro Monat). Um die Deckelung auf maximal einen Beitrag nutzen zu können, muss die Einrichtung ihre Gemeinnützigkeit nachweisen, zum Beispiel durch den aktuellen Freistellungsbescheid des Finanzamts.
Im privaten Bereich ist für jede Wohnung von deren Inhaber (Beitragsschuldner) ein Rundfunkbeitrag (17,98 Euro pro Monat) zu entrichten. Inhaber ist jede volljährige Person, die die Wohnung selbst bewohnt. Mehrere Inhaber bzw. Beitragsschuldner haften gemeinsam.
Gemäß § 4 Abs. 1 RBStV erhalten eine Beitragsbefreiung folgende natürliche Personen auf Antrag:

1. Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII oder nach dem Bundesversorgungsgesetz,
2. Empfänger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung,
3. Empfänger von Sozialgeld oder Arbeitslosengeld II einschließlich von Leistungen nach § 22 SGB II, soweit nicht Zuschläge nach § 24 SGB II gewährt werden, die die Höhe des Rundfunkbeitrags übersteigen,
4. Empfänger von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz,
5. nicht bei den Eltern wohnende Empfänger von Bafög, von Berufsausbildungsbeihilfe nach SGB III oder von Ausbildungsgeld nach SGB III,
6. Sonderfürsorgeberechtigte im Sinne des § 27e des Bundesversorgungsgesetzes,
7. Empfänger von Hilfe zur Pflege nach dem SGB XI bzw. als Leistung der Kriegsopferfürsorge oder von Pflegegeld nach landesgesetzlichen Vorschriften,
8. Empfänger von Pflegezulagen nach dem Lastenausgleichsgesetz oder Personen mit Pflegebedürftigkeitsfreibetrag nach dem Lastenausgleichsgesetz,
9. Volljährige, die im Rahmeneiner Leistungsgewährung nach SGB VIII in einer stationären Jugendhilfeeinrichtung nach § 45 SGB VIII leben, und
10. taubblinde Menschen und Empfänger von Blindenhilfe nach § 72 SGB XII.
Gemäß § 4 Abs. 2 RBStV erhalten eine Beitragsermäßigung auf ein Drittel folgende natürliche Personen auf Antrag:

1. blinde oder nicht nur vorübergehend wesentlich sehbehinderte Menschen mit einem Grad der Behinderung von wenigstens 60 % allein wegen der Sehbehinderung,
2. hörgeschädigte Menschen, die gehörlos sind oder denen eine ausreichende Verständigung über das Gehör auch mit Hörhilfen nicht möglich ist, und
3. behinderte Menschen, deren Grad der Behinderung nicht nur vorübergehend wenigstens 80 % beträgt und die wegen ihres Leidens an öffentlichen Veranstaltungen ständig nicht teilnehmen können.
Nach § 4 Abs. 6 RBStV kann auch ganz allgemein in einem besonderen Härtefall auf Antrag von der Rundfunkbeitragspflicht befreit werden. Ein Härtefall liegt insbesondere vor, wenn eine Sozialleistung in einem durch die zuständige Behörde erlassenen Bescheid mit der Begründung versagt wurde, dass die Einkünfte die jeweilige Bedarfsgrenze um weniger als die Höhe des Rundfunkbeitrags überschreiten.
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